
Hälfte zu tragen. Damit ist es von dem Grundsatz des 
§ 19 EheVO abgewichen, der besagt, daß die Gerichts­
kosten von den Parteien je zur Hälfte und die außer­
gerichtlichen von jeder Partei selbst zu tragen sind. 
Ein Abgehen von diesem Grundsatz ist jedoch nur 
„unter Würdigung der im Urteil getroffenen Feststel­
lungen und der sonstigen Verhältnisse der Parteien“ 
zulässig (vgl. Urt. des Kammergerichts vom 5. Novem­
ber 1956, NJ-Rechtsprechungsbeilage 1957 Nr. 1 
S. 15). Das Stadtbezirksgericht hätte daher nur dann 
eine diesem Grundsatz entgegenstehende Kostenent­
scheidung treffen können, wenn diese sachlich gerecht­
fertigt gewesen wäre. Die dafür maßgeblichen Um­
stände hätten in der Urteilsbegründung erörtert werden 
müssen. Das Stadtbezirksgericht hat jedoch weder be­
gründet, weshalb es von dem Grundsatz abgewichen 
ist, noch sind Anhaltspunkte gegeben, die ein Ab­
weichen gerechtfertigt hätten.

Das Stadtgericht hat auch der gegen die Kostenent­
scheidung eingelegten begründeten Berufung des Klä­
gers in fehlerhafter Rechtsanwendung nicht stattge­
geben. Seine Ausführung, daß dem Antrag des Klägers 
auf Abänderung der erstinstanzlichen Kostenentschei­
dung nicht stattgegeben werden könne, weil eine selb­
ständige Berufung hinsichtlich der Kostenentscheidung 
unzulässig sei, ist deshalb unzutreffend, weil nach § 99 
Abs. 1 ZPO die Anfechtung einer Entscheidung über 
den Kostenpunkt nur dann unzulässig ist, wenn nicht 
gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein Rechts­
mittel eingelegt wird. Hauptsache im Sinne des Gesetzes 
sind jedoch im Ehescheidungsverfahren nicht nur die 
Scheidung selbst, wie das Stadtgericht offensichtlich 
annimmt, sondern auch die gern. § 13 EheVerfO mit der 
Scheidung verbundenen Verfahren. Da der Kläger die 
Abänderung des erstinstanzlichen Urteils vor allem in 
bezug auf die Sorgerechtssache beantragt hatte, er­
streckte sich seine Berufung auch auf die Hauptsache. 
Infolgedessen hat das Stadtgericht § 99 Abs. 1 ZPO 
durch fehlerhafte Anwendung verletzt.

Auch die eigene Entscheidung des Stadtgerichts über 
die Kosten des Rechtsmittelverfahrens fußt auf einer 
unzulässigen Anwendung von § 97 ZPO. Dieser Fehler 
resultiert offenbar ebenfalls daraus, daß das Stadtge­
richt nur die Scheidung selbst als Ehesache ansieht. 
Diese einengende Auslegung ist jedoch abzulehnen, da 
es sich zumindest in den Fällen des § 13 Abs. 1 Ehe­
VerfO um zwingende und untrennbar mit der Schei­
dung selbst verbundene Ansprüche handelt. Daß alle 
verbundenen Verfahren als Hauptsache anzusehen sind, 
geht auch daraus hervor, daß mit einer Ausnahme nach 
§§ 23, 24 EheVerfO keine besondere Berechnung von 
Gebühren stattfindet. Soweit sich eine gegenteilige 
Meinung auf § 24 Abs. 3 EheVerfO stützen sollte, muß 
darauf hingewiesen werden, daß diese Bestimmung nur 
dann eine anderweitige Streitwertfestsetzung vor­
schreibt, wenn die erstinstanzliche Entscheidung ledig­
lich teilweise mit der Berufung angefochten wird. Für 
den Kostenpunkt bleibt § 19 EheVO auch im Berufungs­
verfahren die Grundlage der Entscheidung. Er bietet 
genügend Spielraum, einer völlig willkürlichen Beru­
fung mit entsprechender Kostenfolge zu begegnen (vgl. 
G ö l d n e r / H e i n r i c h  in NJ 1956 S. 522 ff.).

§ 271 ZPO; § 1 EheVerfO.
Ist im Ehescheidungsprozeß nach Eintritt in das 

streitige Verfahren die Wirksamkeit der Klagerück­
nahme von der Zustimmung des Verklagten abhängig?

BG Frankfurt-Oder, Urt. vom 13. Dezember 1956 — 
2 SRa 77/56.

Die Klägerin hatte gegen den Verklagten Klage auf Schei­
dung der Ehe erhoben. Der Verklagte hatte zur Klage keine 
Anträge gestellt. Im Verlauf des streitigen Verfahrens nahm 
die Klägerin die Klage zurück. Der Verklagte stimmte der 
Klagerücknahme nicht zu und beantragte, über die ln der 
Sache gestellten Anträge zu entscheiden.

Aus den G r ü n d e n :
Im vorliegenden Verfahren hatte der Senat zunächst 

die Frage zu klären, ob der verklagten Partei nach 
Eintritt in das streitige Verfahren im Falle der Klage­
rücknahme ein Widerspruchsrecht nach § 271 ZPO zu­

steht, bzw. die Klage ohne Einwilligung des Verklagten 
zurückgenommen werden kann.

Nach § 1 EheVerfO sind die Vorschriften der ZPO 
einschließlich der Nebengesetze, soweit sie nicht durch 
die EheVerfO geändert oder aufgehoben sind, in Über­
einstimmung mit der EheVerfO und im Sinne der 
EheVO anzuwenden.

Der Sinn der EheVO liegt nicht ausschließlich in der 
Scheidung bestehender Ehen. Wie bereits aus ihrer 
Präambel ersichtlich ist, sollen die Bestimmungen 
dieser Verordnung der Verwirklichung der verfassungs­
rechtlichen Grundsätze des Schutzes der Ehe und 
Familie und der Festigung einer gesunden Ehe und 
Familie dienen. Wie groß das Interesse unseres Arbei­
ter-und-Bauern-Staates an der Aufrechterhaltung der 
Ehe im Falle eines Ehekonflikts ist und wie der Staat 
die Erziehungs- und Schutzfunktion gegenüber Ehe und 
Familie verwirklicht, zeigt sich insbesondere in den 
Bestimmungen, die das Ehescheidungsverfahren regeln. 
Es sei hierbei auf § 2 Abs. 2 EheVerfO hingewiesen, 
wonach die vorbereitende Verhandlung der Aussöhnung 
und Erziehung der Parteien mit dem Ziel, die Ehe und 
Familie zu festigen, dient. Aber auch im streitigen 
Verfahren in Ehesachen kommt diese Schutz- und Er­
ziehungsfunktion in §§ 15 und 17 Abs. 3 EheVerfO zum 
Ausdruck.

Es ist somit offensichtlich, daß unser Staat jede Be­
strebung, die der Aufrechterhaltung der Ehe dient, 
unterstützt und ihr nichts Hinderndes in den Weg gelegt 
wissen will.

Aus diesem Grunde ist nach Auffassung des Senats 
§ 271 Abs. 1 ZPO unter Beachtung des § 1 EheVerfO in 
Ehescheidungsverfahren nur unter Wegfall der Ein­
schränkung, daß es der Einwilligung des Verklagten zur 
Klagerücknahme bedarf, anwendbar. Das Erfordernis 
der Einwilligung zur Klagerücknahme in Eheschei­
dungsverfahren widerspricht dem Sinn der EheVO und 
steht nicht in Übereinstimmung mit der EheVerfO. Im 
Interesse der Aufrechterhaltung der Ehe ist daher in 
jeder Lage des Verfahrens die Zurücknahme der Ehe­
scheidungsklage ohne Einwilligung des Verklagten zu­
lässig. Die Klägerin hat im vorliegenden Verfahren die 
Klage wirksam zurückgenommen.

A n m e r k u n g :
Bei der Prüfung der Frage, ob § 271 Abs. 1 ZPO in 

Ehesachen anwendbar ist, kann man nicht allein von 
dem Interesse an der Aufrechterhaltung der Ehe aus­
gehen. Aber selbst dann, wenn man in Übereinstim­
mung mit dem BG Frankfurt (Oder) diesen Ausgangs­
punkt wählt, muß man zu einem anderen Ergebnis ge­
langen.

Erstrebenswert ist m. E. eine Klagerücknahme nur 
dann, wenn sie Ausdruck der Aussöhnung der Eheleute 
ist. Davon kann bei einer Klagerücknahme gegen den 
Widerspruch des anderen Ehegatten keine Rede sein. 
Mit ihr ist für die Erhaltung und Festigung der Ehe 
nichts gewonnen. Die Entscheidung ist nur vertagt. In 
den meisten Fällen kann man von vornherein mit der 
Erhebung der Scheidungsklage durch den anderen Teil 
rechnen. Es wird nur erreicht, daß in derselben Sache 
zwei Prozesse statt des einen geführt werden — eine 
vom Standpunkt der Prozeßökonomie sehr uner­
wünschte Folge.

Es erscheint mir außerdem verfehlt, das Problem 
in Zusammenhang mit dem Gedanken des Schutzes und 
der Festigung von Ehe und Familie zu bringen, der im 
neuen Eherecht zum Ausdruck kommt. Man kann auch 
nicht auf § 2 Abs. 2 EheVerfO abstellen, der sich allein 
auf die vorbereitende Verhandlung bezieht, auf § 15 
EheVerfO, der eine Ausnahmebestimmung enthält, oder 
gar auf § 17 Abs. 3 EheVerfO, der Säumnisfolgen fest­
legt.

Auszugehen ist vielmehr von §11 EheVerfO in Ver­
bindung mit § 8 EheVO. Diese Bestimmungen zeigen, 
daß, nachdem die Aussöhnung der Parteien gescheitert 
und Eintritt in das Streitverfahren erfolgt ist, die vor- 
nehmlichste Aufgabe des Gerichts keineswegs mehr in 
der Aufrechterhaltung der Ehe besteht. Pflicht des Ge­
richts ist es vielmehr jetzt, allseitig und von Amts we-
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